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ZEICHENERKLÄRUNG 

Weltergehende Gliederungen und Beschrankungen der Festsetzungen d•e durch d•e 
Planze•chen dargestellt werden, sond 1m Textteil aufgefuhrt oder 1m Lageplan 
eingetragen 

&:l..d.e.r baultcheo Nvtzung ( § 9 Abs 1 Nr 1 BauGB, §§ 1 • 11 BauNVO ) 

MI Moschgebiete ( § 6 BauNVO} 

MK Kerngeboete ( § 7 BauNVO } 

Maß ®~uh~en Nutzung ( § 9 Abs 1 Nr 1 BauGB, §§ 16 • 21a BauNVO ) 

Be1Sp1ele fur den Eintrag on die Nutzungsschablone bzw 1n doe uberbaubaren 
Grundstucksflachen 

0,6 

OK 

Grundfl~chenzahl ( GRZ ) ( § 19 BauNVO ) 

Hohe baulicher Anlagen ( HbA) ( §§ 16 u . 18 BauNVO ) 

Dachoberkante als Höchstmaß ( < = OK } sowie als 
Hochst • ( OK max ) und als Mindestmaß ( OK min ) 
( OK1 • O K 5) 

Bavwe1se (§ 9 Abs 1 Nr. 2 BauGB. § 22 BauNVO} 

0 

a 

offene Bauweise ( § 22 Abs 1 u. 2 BauNVO ) 

abwerchende Bauwe1se ( § 22 Abs 4 BauNVO ) 
( a1 und a2 ) 

Uberbaubare GI!.lQQStücksnachen Baugrenzen Baulinien 
( § 9 Abs 1 Nr 2 BauGB, § 23 BauNVO ) 

BL 1 ob 2 OC 
BL 2 ab 2 OG 

ÜK 

mcht uberbaubare Grundstücksflächen 

uberbaubare Grundstucksflachen 

Baugrenze ( § 23 Abs 1 u 3 BauNVO ) 
( ouch .. n kol gegl.eden ) 

Baulinie ( BL ) ( § 23 Abs Abs 1 u 2 BauNVO ) 

Vertokalc Gliederung ( § 9 Abs 3 BauGB ) 
Baulinie ror Obergeschosse 
8Huhnle rur Obcrgescnosse 

Uberdachung • Dachkuppel 

Uberkragungen 

,.....) ' 



E.läQlen fOr den Gemeinbedarf ( § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB ) 

Gb 
• 

Gemeinbedarfsflachen ( Gb 1, Gb 2, Gb 3 und Gb 4 ) 

~flachen" ( § 9 Abs 1 Nr. 11 BauGB) 

__.___ . -

Straßenfläche 

Gehwegfläche oder Rad- und Fußweg 

Grunanlagen als Bestandteil von Verkehrsanlagen 
( § 127 Abs 2 Nr 3 BauGB ) 

Bereich ohne E1n- und Ausfahrt zur Verkehrsfläche 

Zu- und Ausfahrt - siehe besonderer E1ntrag 1m 
Lageplan -

Ml.IJie.Jl:. f..ahr:...urldJ.e.1tungsrechten zu beJas.tende Flächen 
( § 9 Abs 1 Nr 21 BauGB ) 

Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit 

_ ___ Gehrecht zugunsten der Allgemeinhell 
-weitergehende Nutzung siehe Textteil I Nr. 9 

Fahrrecht zugunsten der Angrenzer der Grundstücke 
mn Baugebiet MK 

Fahrrecht zugunsten der Angrenzer der GrundstOcke 

1m Baugebiet MK 

Leitungsrecht zugunsten der Stadt leonberg 

Flächen fur Stellplätze und Garagen ( § 9 Abs 1 Nr. 4 BauGB ) sowie 
Fl~c.hen für Gemejnschaftsanli;'!gen ( § 9 Abs 1 Nr. 22 BauGB ) 

~t , Ga , :: - u) Stellplätze und Garagen 

GGa-u 

pfg 1 

Gemeinschaftsstellplätze und -garagen unterhalb der 
Geländeoberflache 

Pflanzgebot für Dachbegrünung 
- siehe Textteil -



Pflanzgebot fur Flache des Gehrechtes g r 2 

Pflanzbindung für Einzelbäume 

E.estsetzungen der Hohenlage der Gehrecbte ( § 9 Abs 2 BauGB ) 

378 5 Höhenangabe 

Böschung 

Räumhmw_Ge!tunosberelch ( § 9 Abs 7 BauGB ) 

----• Grenze des raumliehen GeltLogsbereiches des 
Bebauungsplanes 

Abgrenzungen unterschiedhc1er Festsetzungen der 
Hohe baulicher Anlagen ( OK ) und der Dachform 

Sonsl!geJ=estse~ungeo ( Örtliche Bauvorschoflen ) 

DF Dachform ( DF 1 - DF4 ) 

.EIJ!ls5<b.ema der Nutzungsschablone 

Baugebiet HbA 

GRZ 

Bauwe1se DF 

Kenoze,chnungeo (§ 9 Abs 5 BauGB) 

A!!geme1ne Planzeichen 

371.67 

372.8 

< • 

Flächen, bei deren Bebauung besondere Ver­
kehrungen gegen außere Einwirkungen erforder­
lich sind (Lärm1mm1ssionen) 
( identi SCh m1t dem Geltungsbereich- s1ehe Texttell -) 

Flächen, deren Böden mit umweltgefahrdenden 
Stoffen belastet sind (Altlasten) 

gemessene Hohen o NN 

festgelegte Hohe ü NN 

kleiner gleich (Hochstmaß) 

bestehende Gebäude 

Überdachungen 

Textliche Änderungen entspreche nd 
Gemeinderatsbeschlu ß vom 10 . 09 .1996 



TEXTTEIL 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden in Erganzung der Eintragungen im 
Lageplan folgende Festsetzungen getroffen: 

L Planungsrechtliche Festsetzungen ( BauGB, BauNVO ) 

1 Alt der bauJl~.( § 9 Abs 1 Nr.1 BauGB. §§ 1 - 15 BauNVO ) 

1.1 Ml$~.bW!: ( MI) ( §6 BauNVO) 

2. 

2 1 

ln den festgesetzten Msschgebieten sind die Nutzungen nach § 6 Abs. 2 Nr 1 - 5 BauNVO 
zugelassen. 
Dse nach § S Abs. 2 Nr. S - 8 BauNVO allgemein zugelassenen Nutzungen sind nicht Be­
'standteil des Bebauungsplanes und somit nicht zulassig ( § 1 Abs. 5 BauNVO ). 
Die nach § 6 Abs 3 BauNVO ausnahmsweise vorgesehenen Nutzungen sind nicht Bestand­
teil des Bebauungsplanes und somit nicht zulassig ( § 1 Abs. 6 BauNVO ) 

J<crngeblctc: ( MK ) ( § 7 BauNVO ) 

Im lestgesetzten Kerngebiet sind die Nutzungen nach § 7 Abs. 2 BauNVO zugelassen. 
Die nach § 7 Abs. 2 Nr. 7 BauNVO zugelassenen sonstigen Wohnungen sind ab dem 
2 Obergeschoß zugelassen und sind als Wohnungen IOr jedermann zuläsig. 

Maß der bay lichen_N \!Wmg ( § 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB. §§ 16- 21a BauNVO ) 

ßJ.II.II.d1!1chenzahl. Grundfläche: ( § 19 BauNVO) 
( siehe nntrag in d~ Nutzungsschablone ) 

l •:..snahme Oie festgesatzte GrundRächenzahl nach § 19 Abs. 1 und 2 BauNVO kann im 
ausgewiesenen Mischgebiet MI ausnahmswesse um 0.2 auf 0,8 erhoht wer­
den, wenn dies s tadtebaullch zur EinfOgung in das Straßen- und Ortsbild ge· 
boten ist. 

2.2 H.l!M...bayljcher Anlagen I HbA l ( §§ 16 und 18 BauNVO ) 
( siehe Eintrag in den Oberbaubaren Grundstücknachen) 

2 2.1 ~~Q}Uußbodenhöhen ( EFH ) 
( siehe Eintrag in den Oberbaubaren GrundstOcksflachen ) 

r'lie Höhenangaben des Erdgeschoßfußbodens sind Im Baugebiet MK im Normalnullsystem 
( Neues System ) festgesetzt 
Ausnahmsweise kann eine Überschreitung der festgesetzten HOhe ( EFH ) bis zu 0.5 m 
lugelassen werden. wenn dies zur Anbindung an die Verkehrsnachen notwendig Ist. 

' ' 2 Da~~ (OK) 

Die Höhen der Dachoberkanten sind sowohl als Höchst- und Msndestmaße als auch nur 
ars Höchstmaße jeweils im Normalnullsystem ( Neues System ) angegeben und wie 
folgt im Lageplan e•ngetragen: 
~K max = bzw. OK min = als H6chst- und Mindestmaß der Festsetzung sowie 
OK <= nur als Höchstmaß der Festsetzung. 

,(\ui:Jah~ Notwendige technische Aufbauten können ausnahmsweise bis zu einer HOhe 
von maximal3.0 mOberden festgesetzten HOhen OK 1. OK 2. OK 3 und OK 5 
zugelassen werden. 
Dsese Ausnahme gilt nichttordie Flache mst der Hohenfestsetzung OK 4. 

'l~r I')J;hf.achei)_Qf_1. 

· OK 1 = ;~) Ooerste Begrenzung von Flachdachern (Dachoberkan!e). 
E•ne Attika darf d ie festgesetzten Höhen um maximal1.0 m Oberschrestc:l 

I .. · b) TraufhOhe bei geneigten Dachßachen. 

.. 
' \ 

Als Traufhöhe gilt der Schnstt der Dachhaut mit der Außenwand des 
Hauptbaukörpers 

O K 2 = Oo~r;,tc Begren7.ung der genclgt<'!n Dach!lachen ( z.B. First) 

l 



tlb6 der oLilOacben Qf2J!nd DF3 

OK 3 = Oberste Begrenzung derFlachdacherund flach geneigten Dachnachen. 
Eine Att1ka darf die festgesetzten HOChstmaße um maximal 1,0 m Oberschreiten. 
Die Festsetzung gilt entsprechend der Eintragung in den Oberbaubaren Grund -

. stOcksflachen ~als Mindest- und Höchstmaß •-•-•...,..,.••.a 
"_,., 

OK 4 = Oberste Begrenzung derFlachdacherund nach geneigten Dach flachen. 
Eine frei Oberkrageode Dachflache darf den mit OK 4 festgelegten Bereich 
lagemaßig Oberschreiten. 
Die Festsetzung gilt entsprechend der Eintragung als M1ndest- und Hocllstmaß. 

tJbA der Tjefoatagen und Unlerbauungen I Gi- u ynd Unterbauunq l 

OK 5 = I Oberste Begrenzung .der Garagendecke und der Unterbauungen. 
Eine Attika oder Sicherungseinrichtungen dOrfen die lestgesetzte HOhe um 
maximal1,0 m überschreiten. 

3. Bauw"iill § 9 Abs 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO ) 

4 1 

0 = offene Bauweise ( § 22 Abs. 1 u. 2 BauNVO ) 

a1 = abweichende Bauweise ( § 22 Abs. 4 BauNVO) 
Es sind Gebaude und Gabsudegruppen ohne Langenbeschrankung zuge­
lassen. 
BezOglieh der seitlichen Grenzabstande ( Abstandsflachen ) gilt die offene 
Bauweise. 

a2 = abweichende Bauweise ( § 22 Abs. 4 BauNVO) 
Es sind Gebaude und Gebaudegruppen ohne Langenbeschrankung zuge­
lassen. 
Die Bauweise entspricht innerhalb der Oberbaubaren GrundstOcksflachen 

' der geschlossenen Bauweise 
Die Bauweise gilt auch als geschlossen. wenn zwischen den Gcbauden ein .. I überdachter Zugang. eine Oberdeckte Zufahrt oder ein Zwischenbau erstellt wird 

~LilW.arlt_GwncJ$1ücksfläcbjU) ( § 9 /1bs.1 Nr. 2 BauGB i.V. mit§ 9 Abs.2 u 3 BauGB. 
§ 23 BauNVO i. V. mit § 74 Abs 1 Nr. 1 LBO) 
( entsprect end Festlegung im Lageplan ) 

~ugrenzcn ( § 23 Abs. 3 BauNVO ) 

Oie Geba~e sind innerhalb der Abgrenzungen der Baugrenzen zu erstellen 
SowCit einb vert1kate Gliederung durch Baugrenzen vorgenommen wurde. g11t d1e Baugrenze 
ab der angegebenen Hohe bzw. dem angegebenen Geschoß. 
Eme Überschreitung der Baugrenzen um max. 1,0 m von untergeordneten Gebaudeteilen 
kann ausnahmweise zugelassen werden. 
Gebaudett i:e unterhalb der festgelegten Getandeoberfläche durfen die Baugrenzen uber­
schrelten. 
Unterbayum ln den im Lageplan eingetragenen Bereichen des Baugebietes MK 

sind Unterbauungen ( bauliche Anlagen mit den im Baugeb•et 
zulassigen Nutzungen ) unterbalb der Getandeobernache zuge-

1 lassen. 

I Eine Unierbauung der mt Ir A 1 lestgesetzten Flachen kann zuge-
1 lassen werden. wenn d1e Tragfahigkeit der Bauwerksdecke der 

Brückenklasse 30 nach DIN 14090 entspricht. so daß die Ausü!:>.::-:~ 
d.:~s festgesetzten Fahrrechtes gewahrleistet ist. • 

Ba..l!l.i!lieJJ,( BL) ( § 23 Abs. 2 BauNVO i V. mit§ 74 Abs . 1 Nr. 1 LBO) 

D1e GeoaJde sind auf der Baulinie zu erstellen. sofern im einzelnen keme Ausnahmen ange­
geben sind . 
O:e Baulin'en gelten - sov1e.t besonders angegeben - ab den festgelegten Geschossen 
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s 

6 

BL 1 c 1 
I 

I 
• 

1. ... 
Baulinie ab dem;r. 0 . G. (.2'. Obergeschoß ) ~5-

Die flehte Höhe der Unterkante de/'0bergeschosses muß mindestens€-:&m 
Ober der hergestellten Geländeoberflache liegen . 
Ein Zurücktreten des Gebaudes um max. 0,5 m gegenOber der Baulinie kann 
ausnahmsweise zugelassen werden, wenn die stadtebauliche Gestaltung gewahrt 
ist und ein Versatz gegenOber dem Erdgeschoß von mindestens 0. 75 m verbleibt 

BL 2 = I Baulinie-ab dem2. 0. G. (?, Obergeschoß) .&,5" 
Die l ichte Höhe der Unterkante des7 Obergeschosses muß min·:lestens ~m 
Ober der Gehweghöhe l iegen. 1:-
Ein ZurOcktreten des Gebäudes bzw. eines Gebaudeteites gegen(Jber der Baulrnie 
ist zur Gliederung der Fassade auf mindestens 1/6 der Gebäudel3!lg>e vorzuneh-

. men: darf jedoch nicht auf mehr als 1 I 4 der Gebäudelange vorgenomen v.erden. 
' .. I .. 

.!.L!!.w;!achung- Durchgang und Dachku121!~1 ( UDK und DF 4 ) 

ÜDK Die Dachkuppel ist auf die Höhe OK = 3g5, 0 m festgesetzt. 
I Von dieser festgesetzten Höhe darf bis zu 1,5 m abewichen werden. 

Die Überdachüng - Durchgang und Dachkuppel darf zwischen der Erdgeschoß­
fußbodenhöhe und der DachkuppelhOhe OK nur eine Zwischendecke haben. 
( Äußere Gestaltung der Kuppel siehe Textteil Nr. II. ) 

ilbcrkragyngen ( ÜK ) 

ÜK Auf den im Lageplan besonders ausgewiesenen Flachen sind Überkragungen 
der öffentlichen Verkehrs- und der Grundstücksflächen zugelassen. 
Die lichte Höhe Ober der Verkehrsflache muß mindestens 6,0 m betragen. 
Über dem festgesetzten Fahrecht muß das erforderliche Uchtraumprofil'ein-
'ehalten werden. . 

I 
E~w~l!rumtlllli! Garagc:n ( § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB. § 12 BauNVO) 

Oberirdische Garagen sind im Baugebietsteil MI im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften 
zugelassen. 
tn den Baugebieten MK sowie Gb 1. Gb2, Gb3 und Gb4 sind oberirdische Garagen nur 
innerhalb der überbaubaren Grundstocksflachen sowie in den besonders ausgewie~enen 
Flachen fOr Garagen zugelassen. 
Garag~n unterhalb der Geländeoberflache sind darüberhinaus generell in allen Baugebiers­
teilen zLgelassen. 

I . 
EJ.ächen für d~Gemeinbedarf ( Gb1, Gb2, Gb3 u. Gb4) ( § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 

I . 
Gb1 = Gemeinbedarfsfläche - Rathaus 

I ln der fur die Große Kreisstadt Leonberg ausgewiesenen Fläche sind Gebaude 
und bauliche Anlagen fOr Verwaltungen sowie für soziale und kul!urelle Zwecke 
einschließlich der notwendigen Nebenanlagen sowie Personatwohnungen. Gara-

Gt>2 = 
I 

Gb3 = 

gen und Stellplatze zugelassen. · 

Gemeinbedarfsflache- Schutzentrum 
tn der für die Große Kreisstadt Leonberg ausgewiesenen Fläche sind Gebaude 
und bauliche Anlagen für schulische. kulturelle und sportliche Zwecke einschließ­
lich der no~.vendigen Nebenanlagen sowie Personalwohnungen. Garagen u~d 
Stellplätze zugelassen 

Gemeinbedarfsflache - Kindergarten 
ln der für dte Große Kreisstadt Leonberg ausgewiesenen Flache stnd Gebaude 
und bauliche Anlager'l für die Kinderbetreuung ( wle belspielsweise Kindergarten. 
Kin;lertagheim. Vorschule u.s.w.) einschließlich der notwendige:~ Nebenanlagen 
sowie Personalwohne~ngen. Garagen ur.d Stellplatze zugelassen. 

Gemeinbedartsfläche - Arbeitsamt 
ln der fOr die A rbeitsmarktverwartung ausgewiesenen Fläche sind Gebauc!e 
und bauliche Anlagen der Verwa::ung einschließlich der no~~:endigen Nebe~ ­
an!a;e:~ sowie Personalwohnungen Garagen unc!'Stellpl~!!ze zugelassen 



7 

8 

9 

l 
VerkehrsWichen { § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
(siehe Festlegunq im Lageplan) 

Von der im Lageplan dargestellten Auf- bzw. Unterteilung der Offenllichen Verkehrsnachen mit 
den dazugehörigen Maßen sowie von den ausgewiesenen Baumen in den Verkehrsnachen 
kann beim Straßenausbau abgewichen werden, wenn dies mit den GrundzOgen Planung ver-
einbin ist. . · 

I 
llAoiorgungsflächen ( § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB) 

Hin1
1 
eis: FOr die Elektrizitatsversorgung der Vorhaben in den Baugebietstellen MI und 

MK sind Netzstationen erforderlich. die an geeigneten Stellen der Gebauco oder 
Garagen unterzubringen sind. 

1 
Die Stromversorgung und die Erstellung der Netzstation ist beim Baugenehmi-
gungsverfahren mit den Neckarwerken Eiektrizitatsversorgung -AG abzustimmen 
Für die Erdgasversorgung ist bei Wegfall der Gasreglerstalion Römerstr. 19 ein 
neuer Standort in der Gemeinbedarfsflache Gb 2 und rar eine neue Gasregler-

( Station ein Standort in der Gemeinbedarfsflache Gb 1 zwischen der lWS und der 
1 Stadt Leonberg zu vereinbaren. 

MiLG!tl!:...tlhr- . und Leitungsrechten .zu belastend<: Flächen ( § g Abs. 1 Nr. 21 BauGB ) 

Ir = 

gr 1 = 
I 

I 
gr 2 = 

I 
j 

Oie ausgewiesene Flache des Leitungsrechtes dient der Stadt Leonberg 
zur Einlegunq und Haltung von Ver- und Entsorgungsleitungen und -anlagen 
und ist entsprechend zu belasten. 
Die AusObung des Rechts kann auf Dritte Obertragen werden. 
Die Flache darf unterbaut werden, wenn die Verlegung der Leitungen ermöglicht 
wird. 

Die ausgewiesenen Flachen dienen als Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit 
und sind mit einer Grunddienstbarkeit ror d ie Stadt Leonberg zur Nutzung durch 
die Allgemeinheit zu belasten. 
Die Fll!chc carf unterhalb der Getandeobemache unterbaut .,;;er.:!e~. 

Die ausgewiesenen Flachen dienen als Gehrecht zugunsren der Allgemeinhell 
und zur Nutzung und Anlage von Spietnachen und Freizeiteinrichtungen !ur 
Kleinkinder, Kinder und Jugendliche sowie als erweiterter Schulhof und sind mit 
einer Grunddienstbarkeit for die Stadt Leonberg zu balasten. 
Oie Fläche darf durch Garagen und sonstige bauliche Anlagen unterhalb der Ge­
landeoberflache unterbaut werden. 
Lichtkuppeln können ausnahmsweise zugelassen werden. wenn sie die Nutzung 
nicht behindern. 
Die dargestellte Treppe im Baugebietsteil MK kann ausnahmsweise entfallen. 
wenn der Zugang anderweitig in geeigneter weise gewahrleistet 1st 
Hinweis: Pflanzgebot siehe Textteil pfg 2 

frA1 = Fahrrecnt zugunsten der Grundstücke des Baugebietes Mi':. · 
Das Fahrrecht dient zur Andienung der Gebaude sowie Garagen und ist entspre­
chend zu belasten. Oie AusObung des Rechtes erstreckt s1ch auf d1e Flache ober· 
halb sowie unterhalb der Gelandeobernache. 
Im Teilbereich. in dem das Fahrrecht unterhalb der Ge landeobernsehe ausge· 
wiesen ist, muß d ie Oberkante der Decke der Zufahrt mindestens 0 ,6 m unter 
der vorhandenen Geländeoberflache liegen. 
Oie Flache darf unterhalb der Gelandeobernache unterbaut werden. 
Die Traglahigkeit der Bauwerksdecke muß der BrOckenklasse 30 nach 
DIN 14090 entsprechen. 

J . 

·:: :f frA2 = Fahrrecht zugunsten der GrundstOcke des Kerngebietes MK und der Gemein bwed ar f sf llicbe 
Das Fahrrecht dient zur Andienung der Gebaude sowie der GarJgen und 1st 
entsprechend zu belasten. Die Ausübung des Rechtes erstrec~t s;ch auf dtc 
Flache oberhalb der Gel<lndcobern~che. 
Die Flache darf unterhalb der Getandeobemache unterbölut werden. 
wenn die Tragfähigkeit der Bauwerksdec~e der Brückenklasse 30 nach 
OiN 14090 entsprichL 



Ausnahme: 
Von der im Lageplan dargestellten Lage der einzelnen Rechte kann bei der Objektplanung 
und der Herstellung abgewichen werden. wenn die generelle FOhrung eingehalten wird 
und die AusObung der Rechte gewahrteistet bleibt. 
I 

10. Flächen f!lr Gemeins~uanlagcn ( § 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB ) 

Gemeloscbaflsstellolillze ynd -garagen unterhalb der Gelandeoberf!ache I G~~ 
• 
GGa-u = 
' 

Oie ausgewiesene Gemeinschaftsanlage dlent zur Erstellung d~r notw~nd ge" 
Stellplatze im Kerngebiet MK . 
Zulässig sind die notwendigen Stellplatze mit den zuzuordnenden Nebena•~l'lgen 
Ausnahmswelse können Teil- oder Einzelanlagen der Gemeinscha'tsanlag-Jn 
zugelassen werden. wenn die Zweckbestimmung als Gemeinschaftsanlage und 
ihre gesamte Nutzung nicht gefahrdet wird. 

12 f.!JlclJ<:n !Ur besondere Anlaqeo und Vorkehrungenzym Sch.IIIUQU.illäd~Jlli!JJ~q!J­
~iowirkyngeo ( § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB} 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist als Flache gekennzeichnet. bei der die schall· 
technischen Orientierungswerte !Ur d ie sl3dlebauliche Planung ( Beiblatt1 zu DIN 18005 Teil 1 
·Schallschutz im Städtebau- ) durch äußere Einwirkungen von Verkehrstarm Oberschritten 
werden. 
Nach OIN 4109 - Schallschutz Im Hochbau- sind besondere bauliche Vorkehrungen zum 
passiven Schutz gegen Außenfarm erfordertich und bei Aufenthaltsraumen. d ie nicht zur 
larmabgewandten Seite onent•ert sind, der Wohn- und sonstigen Nutzung vorzusehen 
Der Nachweis der Luftschalldammung der Außenbauteile der Wohn- und Aufenthaltsraume 
ist fOr samthche Bauteile zu fuhren. und diese sind entsprechend der DIN 4109 auszubilden 
Die Emissiol'lspegel sind in der Larmkarte der Stadt Leonberg mit Dokumentation der Verkehr­
~.ennwerte. Emissionspegel und GrenzabsUinde. des BOres Dr. Bender + Stahl. Ingenieure fOr 
Straßen· llnd Verkehrsplanung und Schallschutz im Stadtebau bearbeitet und zusammen ge­
stellt. 
Auf d•ese Larmkarten und d1e Dokumentation vom Februar 1989 wird verwiesen. 

13 fJ~M.oJOr Pfla n1g~ote uod PflanzbiDdiiiUI~ ( § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB ) 

13 1 fllm~gf),llote ( § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB ) 

:he 

a ~!laJ>zge..bP.te für Einzelbaume 

pfg 1 

I 
t 

l 

1- pfg 2 

Es sind standortgerech1e. heim1sche Laubbaume anzupflanzen 
und zu unterhalten 
Der Standort der Baumpftanzung darfgegenOber der Darstellung 
im Lageplan um bis zu 3 m abweichen. 

Oachbegrunung fur DF 2: 
Flachdacherund nach geneigte Dachflachen bis zu einer maximalen 
Ne1gung von s• smd auf einer kulturfahigen Subtratschicht von m1n· 
destens 8 cm DICke zu begronen und so zu erhalten. 
Der begrOnte Anteil muß mindestens 60 % der gesamten DachRache 
der Flachdach - und flach geneigten Bereiche betragen. so daß 
Oberlichter. Terrassen sow1e notwendige Wege und technische 
Aufbauten ohne BegrOnung erstellt werden können 
Die Festsetzung gilt nicht fOr Oacher von Gebäuden der festgesetzten 
Dachformeo OF 3 und DF 4. 
Ausnahmsweise kann von der Begronung abgesehen werden. wenn d<e 
Dachflachen ror Terrassen von Wohnungen in Anspruch genommen 
wecden 

Bepflanzung der Flache des Gehrechtes gr 2: 
Oie ausgewiesenen Flachen sind • soweit sie nicht als Wegflache !)e· 
nutzt werden: rnit einem kulturfahigem Substrat od~r mit Erdmaterial 
von Jeweils •nindcsleos O.G m Hohe e1nzud('cken und mit geeigneten 



Laubaumen zu bepflanzen und so zu erhalten. Dabei ist pro 100 m• 
Flache mindestens ein Laubbaum zu pRanzen. 
Oie Erd - oder Substrateindeckung darf - soweit keine Böschungen ein­
gelragen sind -höchstens o.2 m Oberden angrenzenden Flachen für 
Fahr- und Gehrechte liegen. 

13 k pnanzblndyng ( § 9 Abs 1 Nr. 25 b BauGB ) 

Pßanzbio<!uog tor Einzelbaume 

0 Oie Pflanzbindung für Einzelbaume dient der Erhaltung der 
festgesetzten Einzelbaume. 
Oie Baume sind zu erhalten und bei Abgang zu erse!Zen. . 

Hinweis: Erganzend zu dieser Festsetzung gilt die Baumschutzverordnung der Stadt 
Leonberg vom 24. 12. 1g92, auf die verwiesen wird. 

Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmayem zur Her&tollyng du 
S..traßcnkörQ.e.!:l! ( § 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB ) 

Böschungen und Stützmauern, die zum Ausgleich der Höhenunterschiede zwischen den 
BaugrundstOcken und den öffentlichen Verkehrsflachen erforderlich sind ( Straßenböschun­
gen ). können auf den Baugrundstücken angelegl werden und sind dort zu dulden. Ist in der 
Planzeichnung nichts anderes festgesetzt. so gilt ein. die öffentlichen Verkehrsnachen beglei­
tender 1.5 m breiter Grundstocksstreifen als Flache tor dre Aufschüttungen und Abgrabon­
gen zum Ausgleich topographischer Unebenheiten. 

StOtzfundamente. die zum Setzen von Rabattensteinen und Randsteinen zur Abgrenzung 
zwischen öffentlichen VerkehrsRachen und privaten Grundstocksflachen erforderlich werden, 
sind auf den privaten GrundstOcksflachen bis zu einer Breite von 0,50 rn zu dulden. 

II. Örtliche Bauvorschriften ( § 9 Abs. 4 BauGB, § 74 LBO ) 

1 ~i!.l.lungsvorschtilWl 

1 1 Äl!~.Ut~IJJ.!laMI!.IiWLAnl~IDU! ( § 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

1. 1 1 ~~Ja.ll.lmg 

a Q.ach!orm Dachnejayng ( OF, ON ) 
(Entsprechend Eintrag im Lageplan) 

1:\ Die jeweilige Festsetzung gilt fOr dre Hauptgebaude. 
V Andere Dachformen können rar Garagen, Anbauten, Überdachungen. Nebengebäude und 
' 1 technische Aufbauten zugelassen werden. 

I· 

DF 1 = Es sind Flachdächer und geneigte Dachflachen ( z.B. Sattel-. Pultdach u.s w) 
zugelassen. O•e Dachneigung darf maximal 25' betragen. 

OE 2, DFJ = 
Es sind Flachdacher und geneigte DachRachen mit eine.r Dachnergung von 
max. s· zugelassen. 

Hinweis· DachbegrOnung fOr Flachdacherund flach geneigte Dachflachen OF 2 
siehe Textteii "P flanzgebot pfg 1" 

OF4= Es sind Flachdacher, geneigte Dachflachen bis max. 25 • Neigung und gewölbte 
Dachflachen zugelassen. 
Die Dachflache ist als Stahl - oder Leichtmetallkonstruktion SOW!e in Glas herzu­
stellen. 

1 t ? ~.ö!-<I!:.Q9~~tilltY.D.9 

a. ~!!sle.id.l.!l)g und E.ll.r.bge.llwlg: 
Die Putzflachen sind in hellen Farbtonen der Farbgruppe weiß und grau auszufuhren. 
Natur- und Kunststeine dOrfen keine dunklen Farbtöne d'!r Farbgruppen grau. schwarz, 
braun und rot aufweisen ( wie dunkelgraue und schwarze Granrte, dunkelb:aune und dunkel­
rote Sandsteine u. a. ) 

Fort setzung sieh• 



Faser zementplatten 

~ Unzulassig ist die Verwendung von verspiegeilem Glas engobierter Spaltklinker;ilemlt sowie 
spiegelnder oder polierter Materialien. 
Ausnahmsweise können andere Materialien und Farben zugelassen werden. wenn sich diese 
gestalterisch einfügen oder nur kleinnachig in Erscheinung treten. 

b. OberdachunO • p achkyooel ( ODK und DF 4 } 

Die Wandflachen der festgesetzten Überdachung • Dachkuppel ÜDK bzw der Passage sind 
als Stahl • oder Leichtmetallkonstruktion zu errichten. 
Die Außennachen dorfen nur mit unverspiegeltem Glas hergestellt werden. 

Werbeanlagen ( § 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO} 

Werbeanlagen sind nur an der Statte der Leistung oder des Vertriebes zugelassen. 
SiedOrfen nur an Wandnachen unterhalb der Traufe bzw. unterhalb des Daches angebracht 
oder erstellt werden. · 
Werbeanlagen mit wechselndem oder bewegtem licht sind nicht zulassig. 
Ausnahmen können zugelassen werden, wenn das Ortsbild nicht beeintrachtigt wird . 

. . 
Bodenausbub. Höhenlage der Baugryndstücke ( § 74 Abs. 3 LBO ) 

D•e Gelandeoberflache der BaugrundstOcke ist auch zur Verwendung des Aushubmaterials 
b•s zu den jeweils festgesetzten Bebauungsplanhohen gegenOber dem natOrlichen Gelande 
autzutollen. 
Das aufgeschOttete Gelande ist an die Hohenlage der NachbargrundstOcke und die Ver­
kehrsflachen mit nachen Böschungen anzugleichen. 

Kennzeichnungen ( § 9 Abs. 5 BauGB) 

Vcrkehrslmmlsslonen: ., 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird als Flache gekennzeichnet, bei der die 

· schalltechnischen Orientierungswerte fOr die städtebauliche Planung (Beiblatt 1 zu DIN 18005 
Tel! 1 • Schallschutz im Stadtebau ·} Oberschritten werden. Bei der Bebauung sind besondere 
Vorkehrungen zum Schutz vor schadliehen Umwelteinwirkungen (l<'lrmschutz) zu treffen. 

Al!lasteoyerdachtsOl!cb~~ 

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sind im AlUastenkataster der Stadt 
Leonberg folgende Altlastenverdachtsflachen ausgewiesen. 
• Altdeponie Semmelwiese, Parkplatz Rathaus 
• Tankstelle und KFZ- Werkstatt, Ellinger Str. 52 
Diese Flachen. deren Böden mit umweltgefahrdenden Stoffen belastet sein können, werden 
nach § 9 Abs. 5 BauGB besonders gekennzeichnet. 

Hinwelse 
Wj!sserwirtscha!t und Grundwasserschutz Hydrogeologische Erkundung 
Jegliche Maßnahmen, die das Grundwasser berOhren konnten. bedorlen der wasserrecht­
lichen Genehmigung. 
Bei Ba;Jmaßnahmen, die tiefer als d ie bisherigen Grandungen reichen, ist eine hydrogeolo­
gische Erkundung durchzufOhren. Sofern von neuen Baumaßnahmen Grundwasser erschlos­
sen wird, ist zusatzlieh zum Baugenehmigungs· ein. Wasserrechtsverfahren durchzufilhren. 

Bodenschy!z 
Auf die Pnicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes ( BodSchG ), 
insbesondere auf§ 4, wird verwiesen. 

Qenkmalschu!z 
Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Bodenfunde entdeckt werden. 
Diese sind unverzOglich dem Landesdenkmalamt oder der Gemeinde anzuzeigen. 
Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Abtauf des 4. Werktages nach der Anzeige 
in unverandertem Zustand zu halten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das 
Landesdenkmalamt mit einer VerkOrzung der Frist einverstanden ist ( § 20 Denkmal· 
Schutzgesetz }. • 



P01chten des EigeototnerJI ( § 126 Abs. 1 BauGB ) 
Der Eigentümer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen ror Beleuchtungs­
korper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper sowie Kennzeichen und 
Hinweisschilder rur Erschließungsanlagen auf seinem GrundstOck zu dulden . . 

6lt!nten 
lnnerhdlb des Plangebietes sind Al!lastenverdachtsftachen dargestellt und gekennzeichnet. 
Sollle bei Erdarbeiten in d iesen oder anderen Flachen belasteter Boden angetroffen werden .. 
so sind unverzOghch das Umweltschutzamt des Landkreises BObfingen zu benachrochtigen 
und d ie Arbeiten im betroffenen Bereich einzustellen. 
Aur das Merkblatt "Abfallwirtschaft und Altlasten· wird verwiesen. 

Energiegewinnuog 
Aus Granden der Umweltvorsorge sind regenerative Energiesysteme erwunscht. 
Im Rahmen der Festsetzungen sind diese Anlagen zulassig. 

Ordnungswidrigketten 
Verstöße gegen. die Ortlichen Bauvorschriften ( § 7 4 LBO ) werden als Ordnungswidrigkeit 
nach§ 75 LBO behandelt. 

ANGEzEIGT 
··· .. 
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